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Die in der Rechtsberaterhaftung für den Beginn der Verjährungsfrist erforderliche
Kenntnis von den einen Schadensersatzanspruch begründenden Umstände liegt
vor, wenn der Mandant aus den ihm bekannten Umstände den Schluss auf einen
gegen den Berater gerichteten Schadensersatzanspruch gezogen hat.

Die Aufforderung an den Anwalt, seinen Haftpflichtversicherer einzuschalten, zeigt
in der Regel eine ausreichende Kenntnis an.

Sachverhalt:

Die Klägerin ist eine Beamtin im Ruhestand und ließ sich von ihrem Ehemann
scheiden. Dabei war der Versorgungsausgleich durchzuführen.
Das zuständige Landesamt für Besoldung und Versorgung erteilte im
familiengerichtlichen Verfahren eine falsche Auskunft. Die früheren Bezüge zu DM-
Zeiten wurden fälschlicherweise als Bezüge in Euro ausgewiesen.
Weder die Anwältin der Klägerin noch das Gericht bemerkten dies. Der
Versorgungsausgleich wurde auf Basis der erteilten Auskunft unrichtig – viel zu
hoch – festgelegt. Die Entscheidung wird rechtskräftig.

Nachdem der Fehler auffällt und alle Versuche scheitern, dies noch beim
Familiengericht zu korrigieren, nimmt die Klägerin ihre frühere Anwältin in
Anspruch.
Diese beruft sich auf Verjährung.
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Entscheidung:

Nach dem revisionsrechtlich zugrundgelegten Sachverhalt ist der Anspruch
verjährt.

Der Fall gibt dem IX. Zivilsenat beim Bundesgerichtshof Anlass, die bisherige
Rechtsprechung zur Verjährung in der Anwaltshaftung zu konkretisieren.
Die Verjährung beginnt, wenn Kenntnis vom Anspruch oder grob fahrlässige
Unkenntnis besteht, und sie endet drei Jahre nach dem Schluss des betreffenden
Jahres.
Nach üblicher Lesart reicht es, die Tatsachen zu kennen, welche eine Haftung
begründen, ohne dass man die richtigen rechtlichen Schlussfolgerungen gezogen
haben muss. Seit einigen Jahren, und dabei bleibt es auch, hat der IX. Zivilsenat für
die Anwaltshaftung eine Modifikation vorgenommen. Danach muss zumindest das
Bewusstsein bestehen, dass der Anwalt etwas „falsch‟ oder „abweichend vom
Standard‟ gemacht hat. Denn der Bedarf nach Rechtsberatung beruht gerade
darauf, dass der Mandant entsprechende Kenntnisse nicht hat – und mithin auch
einen Fehler in der rechtlichen Beratung mangels Expertise nicht so wahrnehmen
kann wie – sagen wir – die Beule am eigenen Auto.

Die Klägerin hatte vorliegend im Dezember 2013 ihre frühere Anwältin
angeschrieben und sie gebeten, den Fall ihrer Haftpflichtversicherung zu melden.
Unter dieser Voraussetzung, so der BGH, war bereits Ende 2013 eine ausreichende
Kenntnis vorhanden und die Klage hätte folglich bis zum 31.12.2016 erhoben
werden müssen. Sie war aber erst im Verlauf des Jahres 2017 erhoben worden.
Eine Kenntnis aller Facetten oder ein abgeschlossener Schadensverlauf sei für den
Verjährungsbeginn nicht erforderlich. Wer einen Anspruch anmelden könne, der
habe auch die erforderliche grundsätzliche Kenntnis.

Die Auffassung des Oberlandesgerichts in der Vorinstanz, dass ja noch um eine
Korrektur beim Familiengericht gerungen werde und erst nach der Ablehnung im
Jahr 2014 die Kenntnis gegeben war, erteilt der BGH eine Absage. Der Schaden ist
nämlich bereits mit der ersten Entscheidung des Familiengerichts eingetreten, mag
auch noch Aussicht bestehen, den Schaden wieder zu heilen. Das würde eine
Feststellungsklage also nicht hindern.

Das Urteil des Oberlandesgerichts wurde aufgehoben und zur Aufklärung des
entscheidenden Sachverhaltselements zurückverwiesen.

Anmerkung:

Sicherlich handelt es sich um eine Einzelfallentscheidung.

Der BGH musste den Fall entscheiden, weil die Revision zugelassen worden war.
Dadurch findet sich der Anlass, noch einmal auf die bisherige Rechtsprechung zu
dem „Sonderweg‟ der Verjährung bei der Haftung von Rechtsberatern
zurückzublicken.
Der Fall eignet sich aber eben auch, um darzustellen, dass auch auf dem
„Sonderweg‟ der Beginn der Verjährung nicht unbegrenzt hinausgeschoben wird.



Es kann auch andere Konstellationen geben, in denen man wird sagen müssen,
dass der Mandant die Sache bereits „durchblickt‟ hat und die Verjährung daher
beginnt.

Hier kann nun die Klägerin bei Verjährung hoffentlich das – nur nachrangig
haftende – Land für den Fehler des  Landesamtes für Besoldung heranziehen. Dort
sitzen immerhin die Experten für Versorgungsbezüge. Insoweit wäre das kein
ungerechter Ausgang.

Auf mittlere Sicht kann man sich überlegen, ob solche offenkundigen Fehler nicht
doch noch im Nachhinein korrigierbar sein sollten. Immerhin leisten wir uns
Behörden für die Ermittlung von Renten und Versorgungsbezügen, denen am Ende
des Tages zu trauen ist, wenn man sich die Frage stellt, ob ein Urteil noch einmal
aufgrund eines Irrtums korrigiert werden darf. Die Kriterien dürften ruhig weniger
streng sein als bei der Wiederaufnahme von Verfahren.

Kein gutes Ergebnis wäre es nämlich, wenn die betroffene Person erst nach 15
Jahren – z. B. bei Renteneintritt – feststellt, dass man damals bei der Auskunft und
bei deren Umsetzung im Familiengericht einen schwerwiegenden Fehler gemacht
hat. Dies könnte den Verlust der Rente durch einen bloßen Umrechnungsfehler
bedeuten, und alle Verjährungsfristen wären dann aufgrund der Höchstfrist von 10
Jahren abgelaufen.

(Rechtsanwalt Dr. Harald Scholz)
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